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Ende Oktober 2001 haben
Bundesregierung und Bayeri-
sche Staatsregierung verein-
bart, daß der Forschungsre-
aktor FRM II der Technischen
Universität (TU) München in
Garching zunächst mit Brenn-
elementen aus hochangerei-
chertem Uran in Betrieb gehen
darf. Bis Ende 2010 soll er auf
Brennelemente mit „mittlerer
Anreicherung“ umgerüstet
werden. Damit wird der in
Bayern verwendete Brennstoff
auch noch nach der Umrü-
stung waffentauglich sein.
Darauf weist das Umweltin-
stitut München jetzt hin und
gibt zu bedenken, daß der in-
ternationale Terrorismus so
leichter in den Besitz waffen-
fähigen Nuklearmaterials ge-
langen könnte.
Das Verhandlungsergebnis
zwischen dem Freistaat Bay-
ern und der Bundesregierung
über den weitgehend fertigge-
stellten Garchinger For-
schungsreaktor FRM II wurde
am 25. Oktober 2001 bekannt
gegeben. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär Catenhu-
sen vom Bundesbildungsmini-
sterium sprach dabei von ei-
nem „fairen Kompromiß“, der
der friedenspolitischen Ab-
sicht der Bundesregierung
Rechnung trage, die Verwen-
dung von hochangereichertem
Uran auszuschließen. Kern-
punkt der Vereinbarung ist,
daß der FRM II mit atomwaf-
fenfähigem HEU (highly en-
riched uranium) in Betrieb ge-
hen darf und spätestens bis
zum 31. Dezember 2010 auf
Brennstoff „mittlerer Anrei-
cherung“ (MEU - maximal 50
Prozent) ohne signifikante
Leistungseinbuße umgerüstet
werden soll. Bund und Land
werden dazu bis dahin einen
neuen Brennstoff entwickeln
und sich die Kosten (ge-

schätzte 25 bis 50 Millionen
Euro) teilen. An der TU Mün-
chen wurde bereits eine ent-
sprechende Arbeitsgruppe
eingerichtet. Die beantragte
Entsorgungsstrategie für den
FRM II bleibt davon unbe-
rührt: Zwischenlagerung in
Ahaus und Endlagerung in ei-
nem noch nicht vorhandenen
Endlager des Bundes.
Die Vereinbarung wurde pa-
raphiert und soll unterzeichnet
werden, wenn die dritte Teil-
errichtungsgenehmigung für
den FRM II vorliegt. Das
Bundesumweltministerium
werde deshalb derzeit vom
Freistaat Bayern und der TU
München bedrängt, die Zu-
stimmung zu dieser letzten
Teilgenehmigung zu geben,
berichtet das Umweltinstitut
München.
Für die TU München gehe das
Erfüllung, was sie hartnäckig
und gegen alle Kritik ange-
strebt habe, kritisiert Karin
Wurzbacher vom Umweltin-
stitut München. Die Bundes-
regierung unter der Verhand-
lungsführung des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und
Forschung sei praktisch in al-
len Punkten eingeknickt. Die
friedenspolitische Absicht, der
die Vereinbarung angeblich
Rechnung trägt, sei nicht zu
erkennen. Zehn Jahre Betrieb
mit hochangereichertem (93
Prozent) waffenfähigem Uran
als Brennstoff für den FRM II
stelle einen Rückschlag für die
internationale Nuklearkon-
trolle und die internationalen
Bestrebungen dar, den Handel
mit waffenfähigem Uran
(HEU) weltweit einzudäm-
men. Selbst die Internationale
Atomenergie-Organisation
(IAEO), die zu den Förderern
der Atomtechnik gehört, habe
bedauert, daß sie Bayern von
diesem gefährlichen Vorhaben

nicht abbringen konnte. Die
Umrüstung auf Uran mit einer
Anreicherung von 50 Prozent
nach zehn Jahren Betrieb
stelle auch keinen Gewinn
dar. Denn man benötige von
diesem Material lediglich et-
was mehr, um auch daraus
eine Atombombe bauen zu
können. Als nicht waffenfähig
gelte nur Uran mit einer An-
reicherung von weniger als 20
Prozent (LEU = low enriched
uranium). Das Umweltinstitut
München fordert von ihrer
Landes- und der Bundesregie-
rung, der FRM II dürfe nicht
als Türöffner für die Wieder-
belebung des zivilen Handels
mit Nuklearwaffen-Material
und den internationalen Terro-
rismus durchgehen. l

Personelles

Lothar Hahn ist
nun doch
Geschäftsführer
der GRS

Am 21. Dezember 2001 be-
stellte der Aufsichtsrat der
Gesellschaft für Reaktorsi-
cherheit (GRS) mbH in Köln
den 57 Jahre alten Diplom-
physiker Lothar Hahn zu ih-
rem neuen technisch-wissen-
schaftlichen Geschäftsführer.
Hahn folgt mit Beginn des
Jahres 2002 Adolf Birkhofer,
der als Verfechter der Atom-
energie gilt und die GRS seit
ihrer Gründung 1977 führte.
Hahn war bisher im Darm-
städter Öko-Institut tätig und
ist seit 1999 Vorsitzender der
Reaktorsicherheitskommis-
sion der Bundesregierung. Die
GRS erstellt vor allem Gut-
achten für die Erbauer und
Betreiber von Atomanlagen
und beteiligt sich an der
Richtlinienerstellung durch
das zuständige Bundesmini-
sterium. Mit rund 320 ange-
stellten Wissenschaftlern und
Ingenieuren und 280 weiteren
Beschäftigten erzielt die Ge-
sellschaft nach eigenen Anga-
ben einen Jahresumsatz von
gut 50 Millionen Euro. Größ-

ter Anteilseigner ist mit 46,1
Prozent die Bundesrepublik
Deutschland und mit jeweils
3,85 Prozent sind die Länder
Bayern und Nordrhein-West-
falen beteiligt. Den Rest hal-
ten 11 Technische Überwa-
chungsvereine und der Ger-
manische Lloyd.

Hahn, der sich als Gegner der
Atomindustrie profiliert hatte,
gilt zwar auch bei den Kraft-
werksbetreibern als umgängli-
cher und seriöser Gesprächs-
partner, bemängelt wurde
aber, daß seine wissenschaftli-
che Qualifikation nicht an die
des Hochschullehrers Birkho-
fer heranreiche. Im Aufsichts-
rat der GRS war deshalb zu-
nächst gegen den Willen von
Bundesumweltminister Trittin
eine Ausschreibung der Stelle
erzwungen worden, aus der
Hahn jedoch als geeignetster
Bewerber hervorging, obwohl
mehrere Hochschullehrer zur
Wahl gestanden hatten. Noch
am 5. Dezember 2001 war im
Aufsichtsrat nicht die erfor-
derliche Dreiviertelmehrheit
für Hahn erzielt worden,
nachdem dieser auf Betreiben
Trittins zum einzigen Kandi-
daten nominiert worden war.
Wie verlautet unter Drohun-
gen, der Gesellschaft könnten
wertvolle Aufträge der Bun-
desregierung entzogen wer-
den, gaben die widerstreben-
den Gesellschafter, vor allem
das Land Bayern und etliche
Technische Überwachungs-
vereine schließlich ihren Wi-
derstand gegen Hahn auf.

Schon einmal sollte Hahn ei-
ner der beiden Geschäftsfüh-
rer der GRS werden. Im Früh-
sommer 2000 hatte es das
grün geführte Bundesum-
weltministerium jedoch ver-
säumt, den auslaufenden Ver-
trag mit dem Kommunalpoli-
tiker Walter Leder (CDU)
rechtzeitig zu kündigen. Des-
sen Vertrag war von der alten
CDU-FDP-Bundesregierung
noch kurz vor der Bundes-
tagswahl 1998 mit einer au-
tomatischen Verlängerungs-
klausel ausgestattet worden.
So konnte sich der Jurist Le-
der bis heute halten. l

Atompolitik

Berlin will jetzt gemeinsam
mit Bayern waffenfähiges
Uran für den Forschungs-
reaktor der TU München


